
WB Dienstag, 16. Januar 2018, Willisauer Bote, Nr. 4 Kanton Luzern   4

«Boccaccio» ‒ wunderbar interpretiert
SURSEE Glanzvolle Operetten-
premiere auf  der Stadtthea-
terbühne. Franz von Suppés 
Musik und Melodien plus 
schauspielerische Leckerbis-
sen – einfach zum Geniessen.

von Klaus Marti

Euphorische Begrüssung zu Beginn 
durch Präsident Daniel Gloor, euphori-
scher Beifall des Premierenpublikums 
am Schluss – der Funken war überge-
sprungen. Kein Wunder: Die Operette 
«Boccaccio» wurde durch das routinier-
te Surseer Ensemble vor vollem Haus 
auf  begeisternde Weise wiedergegeben. 
Szenenapplaus unterstrich dies.

«Unglaubliche Kraft»
«Boccaccio» ist eine Herausforderung, 
gab Daniel Gloor als Präsident der 
Musik- und Theatergesellschaft den 
Medienvertretern vor der Premiere zu 
Protokoll. Auch Isabelle Ruf-Weber, 
Produktionsleiterin und künstlerische 
Leitung, hob hervor, dass für Orchester 
und Chor «sehr anspruchsvolle Passa-
gen» zu bewältigen seien. Diese würden 
«eine unglaubliche Kraft» vermitteln. 
Der Wechsel in der Chorleitung sei ele-
gant vonstattengegangen.

Regisseur Björn B. Bugiel insze-
niert in Sursee zum fünften Mal. Dies 
sei für ihn jedes Jahr eine Art «Heim 
kommen», aber auch immer eine Her-
ausforderung. Doch: «In Sursee ist das 
Potenzial für anspruchsvolle Theater-
arbeit da.» Die diesjährige Operette sei 
«etwas komplett anderes als 2017 (‹Fle-
dermaus›).» Bugiel schwärmte von der 

«faszinierenden Musik» des Franz von 
Suppé. Die Geschichte von «Boccaccio» 
erleben zu lassen, bedeute eine grosse 
Herausforderung. Zumal sie in der Zeit 
des 14. Jahrhunderts in Florenz spielt.

Lebensfreude
Eine Geschichte aus dieser Zeit erzäh-
len mit ihren Problemen, Begebenhei-
ten und dem damaligen Leben sei sehr 
spannend, so Bugiel. Das Publikum sol-
le sich überraschen lassen. Die Surseer 
Aufführung vermag diesen Ansprü-
chen voll gerecht zu werden. Vielen 
Besucherinnen und Besuchern werden  
musikalisch hochstehende Nummern 
wie der Terzett-Walzer «Wonnevolle 
Kunde», das Lied «Hab' ich nur deine 
Liebe», das berühmte «Immerzu undici, 
dodici, tredici» oder das Duett «Mia bel-
la fiorentina» lange Zeit wohlig in den 
Ohren nachklingen.

Die Hauptfigur in der Operette ist 
der Dichter Giovanni Boccaccio, der 
die berühmte Novellensammlung «Il 
Decamerone» verfasst und 1313 bis 1375 
gelebt hatte. Sie enthält zehn Mal zehn 
Geschichten mit derben und auch zar-
ten Empfindungen, Emotionen, an Ein-
fällen reich, heitere Lebensfreude ver-
körpernd. In Sursee wird zu Beginn ein 
Riesenbuch geöffnet (etwa 20 Kubikme-
ter gross). Dieses lässt sich danach als 
wechselnde Kulisse verwenden – eine 
geniale Idee.

Professionell
Das 150-köpfige Surseer Ensemble hat 
mit «Boccaccio» erneut sein professio-
nelles Können bewiesen. Unter den Dar-
stellerinnen und Darstellern stechen 
besonders Daniel Bentz als Giovanni 

Boccaccio mit einer Topleistung sän-
gerisch und schauspielerisch hervor. 
Hervorragend auch Kathrin Hottiger 
als Fiametta mit ihrer wundervollen 
Stimme. Sehr authentisch agiert Ste-
fan Wieland als Prinz Petro, beliebt und 

als sicherer Wert entpuppt sich erneut 
Andreas Fitze als Gewürzkrämer Lam-
bertuccio. Auch die weiteren Bühnen-
akteure waren auf  der Höhe ihrer Auf-
gabe. Der stimmungsvolle und zeitweise 
quirlige Chor begeisterte voll. Das Bal-

lett, leider nur im ersten Akt auf  der 
Bühne, überzeugte in allen Teilen.

Die Operette «Boccaccio» wird in Sursee bis 24. März 
noch 25 Mal aufgeführt. Details/Billette: www.
stadttheater-sursee.ch, vorverkauf@stadtthea-
ter-sursee.ch, Telefon 041 920 40 20 (nachmittags).

Kathrin Hottiger (Fiametta) und Daniel Bentz (Giovanni Boccaccio) prägen die heurige Surseer Operette 
mit wunderbarem Gesang und Schauspiel. Foto Roberto Conciatori

Podium zur No- 
Billag-Initiative
WILLISAU Es braucht in der 
Schweiz keine konzessionierten 
Fernseh- und Radiostationen. 
 Davon sind die Initianten der 
No-Billag-Initiative überzeugt. 
Falsch, sagen die Gegner. Ohne 
Konzessionsgebühren wären 
weder nationale, unabhängige 
Sender der SRG noch die elekt-
ronischen Programme der vielen 
privaten Medienhäuser finanzier-
bar. Am 4. März stimmen Herr und 
Frau Schweizer über diese Initi-
ative ab, doch seit Monaten wird 
bereits heftig diskutiert. So auch 
auf  dem öffentlichen Podium von 
morgen Mittwoch, 17. Januar, ab 
20 Uhr, im Theatersaal des Rat-
hauses in Willisau.

Prominente Teilnehmer
Für die Befürworter legen sich Na-
tionalrat Peter Keller (SVP/NW) 
und Christian Eiholzer (Betriebs-
ökonom) ins Zeug. Gegen No Billag 
argumentieren Ständerat Damian 
Müller (FDP/LU) und Diego Yanez 
(Direktor MAZ).

Moderiert wird die Veranstaltung 
durch Oliver Kuhn, Journalist und 
Inhaber der Medienmanufaktur, 
welche das Podium organisiert. 
Die Veranstaltung ist kostenlos. pd

Zeitgemässe Forderung oder populistisches 
Geschrei? Podium zur No-Billag-Initiative: 
Mittwoch, 17. Januar, 20 Uhr, Theatersaal des 
Rathauses Willisau.

Regierung gegen Reorganisation
BILDUNGSDEPARTEMENT 
Der Luzerner Regierungsrat 
will die Dienststellen Gymna-
sialbildung sowie Berufs- und 
Weiterbildung nicht zu einer 
Superdienststelle Mittelschule 
zusammenlegen. Die bei einer 
Fusion möglichen Einsparun-
gen wären gering, die Organi-
sation würde aber komplexer.

Kantonsrätin Rosy Schmid (FDP, Hildis-
rieden) fordert mit einem Postulat die 
Regierung auf, die Zusammenlegung 
der beiden Dienststellen zu prüfen. Die 
Aufteilung sei historisch gewachsen, 
entspreche aber keiner strukturellen 
Logik. Sie stamme aus einer Zeit, als 
es noch keine Berufsmaturität gegeben 
habe.

Schmid möchte die gymnasiale Ma-
turität, die Berufsmaturität und die Er-
wachsenenmaturität unter einem Dach 
vereinen. Die unterschiedlichen Profile 
würden dann nicht mehr in Konkur-
renz zueinander stehen, sondern könn-
ten gemeinsam geschärft werden. Die 

Postulantin sieht auch positive wirt-
schaftliche Gründe einer Zusammenle-
gung.

Der Regierungsrat widerspricht der 
Postulantin Rosy Schmid in seiner ges-
tern Montag veröffentlichten Antwort 
durchwegs. Die Existenz zweier Dienst-
stellen für die Gymnasialbildung und 
die Berufs- und Weiterbildung sei nicht 
historisch gewachsen, sondern vor elf  
Jahren «wohl überlegt» so gestaltet 
worden.

Der Regierungsrat gibt zudem zu 
bedenken, dass bei einer Zusammen-
legung der beiden Dienststellen neue 

Zwischenhierarchien und Stabsstellen 
geschaffen werden müssten. Dies wür-
de Kosten verursachen, die einen we-
sentlichen Teil der eingesparten Stellen 
absorbieren würden.

Die Kantonsregierung weist zudem 
darauf  hin, dass die beiden Dienst-
stellen schon heute, wenn möglich, 
zusammenarbeiten und unnötige Dop-
pelspurigkeiten vermeiden. Zudem sei 
es falsch, einfach vom Begriff «Maturi-
tät» aus eine Vereinigung zu verlangen, 
denn die gymnasiale und die berufliche 
Maturität hätten unterschiedliche Ziel-
setzungen. sds

Kein Privileg für Politiker und Beamte
ERMÄCHTIGUNGSVERFAHREN 
Im Kanton Luzern soll bei 
Anzeigen gegen Staatsange-
stellte weiterhin die Staats-
anwaltschaft aktiv werden, 
ohne dafür die Erlaubnis einer 
Spezialbehörde einholen zu 
müssen. Der Regierungsrat 
lehnt das sogenannte Ermäch-
tigungsverfahren ab, weil 
es Amtspersonen nicht vor 
mutwilligen Anzeigen schütze.

Peter Zurkirchen (CVP, Schwarzen-
berg) verlangt, unterstützt von 40 weite-

ren Kantonsräten, dass Luzern das Er-
mächtigungsverfahren einführe. Dieses 
habe den Zweck, die Beamten bei der 
Ausübung ihrer Tätigkeit vor unbe-
gründeten, insbesondere mutwilligen 
Strafuntersuchungen zu schützen.

Im Kanton Luzern unterliegen An-
zeigen gegen Staatsangestellte wegen 
möglichen im Amt begangenen Verge-
hen oder Verbrechen dem gleichen Pro-
zedere wie die übrigen Anzeigen: Die 
Untersuchungsbehörden ermitteln und 
entscheiden dann, ob sie bei Gericht 
Anklage erheben.

In Kantonen mit Ermächtigungsver-
fahren, so St. Gallen und Zürich, kön-
nen die Untersuchungsbehörden bei 
Anzeigen gegen Amtspersonen nicht 

von sich aus aktiv werden. Hier führt 
eine spezielle nicht richterliche Behör-
de eine Vorprüfung durch und ermäch-
tigt dann allenfalls die Strafverfolger, 
ein Verfahren zu eröffnen.

Nach Einschätzung des Regierungs-
rates hat das Ermächtigungsverfah-
ren aber nicht die erwartete positive 
Wirkung für die Staatsangestellten, da 
dieses meist in der parlamentarischen 
Öffentlichkeit stattfinde. Das angeb-
liche Verbrechen oder Vergehen der 
Amtsperson erhalte dadurch grosse 
Publizität, selbst wenn die Strafanzeige 
unbegründet sei. Das Verfahren sei in-
effizient und aufwendig und involviere 
eine Vielzahl von Personen. Bei blossen 
Übertretungen im Amt dürfe es auf-

grund der Bundesvorgaben gar nicht 
angewandt werden.

Nach Darstellung der Luzerner Re-
gierung ist zudem keine Entwicklung 
feststellbar, die die Einführung des 
Ermächtigungsverfahrens nötig ma-
che. Es gebe keine Anzeichen, dass die 
Strafverfolgungsbehörden nicht mit 
mutwilligen Anzeigen umgehen könn-
ten. Diese würden rasch erkannt und 
ohne grossen Aufwand abgeschlossen.

Der Regierungsrat stuft zudem das 
Ermächtigungsverfahren für recht-
lich nicht unproblematisch ein. Es sei 
in vielen Fällen der Öffentlichkeit nur 
schwer vermittelbar, weswegen Ange-
stellte des öffentlichen Dienstes ein Pri-
vileg erhalten sollen. sda

SP klagt erneut
PRÄMIENVERBILLIGUNG Nach An-
sicht der SP beschränkt der Kanton 
Luzern in rechtswidriger Art den Kreis 
derjenigen Familien, die eine Prämien-
verbilligung zugute haben. Sie unter-
stützt deswegen eine Sammelbeschwer-
de gegen die Prämienverordnung für 
das laufende Jahr.

Wie die SP am Freitag mitteilte, 
gelangen dieselben Personen wegen 
der Prämienverbilligung 2018 an das 
Kantonsgericht, die bereits gegen die 
Prämienverordnung 2017 vorgegangen 
sind. Ob die Prämienverordnung 2017 
das Bundesgesetz verletzt oder nicht, 
hat das Kantonsgericht noch nicht ent-
schieden.

Das Bundesgesetz schreibt vor, dass 
die Kantone die Prämien für Kinder 
und junge Erwachsene in Ausbildung 
um mindestens 50 Prozent verbilligen, 
sofern die Eltern über ein unteres oder 
mittleres Einkommen verfügen. Was 
untere und mittlere Einkommen sei-
en, könnten die Kantone zwar selbst 
festlegen, sie müssten aber den Sinn 
und Geist des Bundesgesetzes beach-
ten, schreibt die SP. Mit seinen tiefen 
Werten verstosse der Kanton gegen 
den Sinn und Geist des Bundesgesetzes, 
schreibt die SP. sda/WB

Die Dienststellen 
Gymnasialbildung 
und Berufs- und 
Weiterbildung 
sollen nicht zusam-
mengelegt werden. 
Foto Staatskanzlei


